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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 13 R 414/15 B 
 
L 11 R 630/15 (LSG Baden-Württemberg) 
S 12 R 3130/13 (SG Mannheim) 
 
 
 
…………………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Gartenstraße 105, 76135 Karlsruhe, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Dezember 2015 durch 

den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   G a s s e r     

und   Dr.  K a l t e n s t e i n     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 20. Oktober 2015 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außerge-

richtlichen Kosten zu erstatten. 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.10.2015 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf einen Verfahrensmangel. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 28.12.2015 genügt den 

gesetzlichen Anforderungen nicht, weil der allein geltend gemachte Zulassungsgrund des Ver-

fahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß bezeichnet worden ist (§ 160a 

Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei der 

Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel (ver-

meintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darle-

gung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen mate-

rieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflus-

sung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte 

Verfahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine 

Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, 

dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger rügt (sinngemäß) einen Verstoß des LSG gegen die Amtsermittlungspflicht. Das 

Berufungsgericht hätte über ein psychologisches Gutachten klären lassen müssen, ob er noch 

in der Lage sei, mehr als drei Stunden täglich eine Erwerbstätigkeit auszuführen.  

 

Wird ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) gerügt, muss die 

Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revi-

sionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wie-

dergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte Tatfragen als klärungsbe-

dürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung drängen müssen, (3) Angabe des 

voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und (4) Schilderung, dass 

und warum die Entscheidung des LSG auf einer angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisauf-

nahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterblie-

benen Beweisaufnahme von seinem Standpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer 

günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (zum Ganzen s BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 

RdNr 5; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 18 RdNr 8). 
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Zudem kann ein - wie hier - in der Berufungsinstanz durch einen Rechtsanwalt vertretener Betei-

ligter nur dann mit der Rüge des Übergehens eines Beweisantrags gehört werden, wenn er die-

sen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch entsprechenden Hinweis zu Protokoll 

aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweisantrag in seinem Urteil wiedergibt (stRspr, vgl 

BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Denn nur dann hätte nach Sinn und Zweck des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 letzter Teils SGG ein Beweisantrag die Warnfunktion dahingehend erfüllt, dass 

ein Beteiligter die Sachaufklärungspflicht des Gerichts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht 

(vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; Nr 31 S 52). Wird ein Rechtsstreit ohne mündliche Ver-

handlung entschieden, tritt an die Stelle des Schlusses der mündlichen Verhandlung der Zeit-

punkt der Zustimmung zu einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung gemäß § 124 Abs 2 

SGG (Senatsbeschluss vom 15.8.2013 - B 13 R 217/13 B - BeckRS 2013, 72946 RdNr 7). Al-

lerdings muss jedenfalls einem rechtskundig vertretenen Beteiligten, der vorbehaltlos sein Ein-

verständnis mit einer Entscheidung ohne mündliche Verhandlung durch Urteil erklärt, klar sein, 

dass das Gericht ohne weitere Sachaufklärung entscheiden kann. Denn in diesem Fall wird er 

so behandelt, als hätten sich seine zuvor schriftsätzlich gestellten Beweisanträge erledigt 

(stRspr, zB BSG SozR 3-1500 § 124 Nr 3 S 4 f).  

 

Die aufgezeigten Darlegungsanforderungen an eine Sachaufklärungsrüge erfüllt die Beschwer-

debegründung nicht. Der Kläger hat schon nicht vorgetragen, einen prozessordnungsgemäßen 

Beweisantrag iS des § 160 Abs 2 Nr 3 letzter Teils SGG auf Einholung eines psychologischen 

Sachverständigengutachtens in der Berufungsinstanz gestellt und auch noch bis zu einem der 

oben genannten Zeitpunkte aufrechterhalten zu haben.  

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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